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Nach offiziellen Angaben forderte der Krieg in der Ukraine 
bereits 6.000 Todesopfer, mehr als eine Million Menschen 
sind innerhalb des Landes auf der Flucht und 600.000 Men-
schen haben die Ukraine verlassen.1 Darüber hinaus ist nicht 
zu vergessen, dass diese Auseinandersetzung „zu einem bei-
spiellosen Anstieg von Chauvinismus und Xenophobie in der 
ukrainischen und russischen Gesellschaft geführt“2 hat, wie die 
Teilnehmer eines Anti-Kriegs-Kongresses in Minsk bereits im 
Juni 2014 beklagten. „Die im April 2014 eingeleitete ‚Anti-
Terror-Operation’ gegen die Rebellion im Osten des Landes ist 
zu einem Krieg ohne klare Fronten und Regeln eskaliert“, kon-
statiert der Politikwissenschaftler Klaus Müller. „Auf beiden 
Seiten kämpfen lokale Gruppierungen, nationalistische Welt-
anschauungskrieger, Privatarmeen von Unternehmern, mafi-
öse Banden - und ausländische Söldner.“3 Angesichts dieser 
unübersichtlichen Situation und der oben genannten alarmie-
renden Zahlen stellt sich die Frage, wie sich die Situation in 
der Ukraine weiterentwickelt. In diesem Artikel soll aufgezeigt 
werden, dass es verschiedenartige, sich gegenüberstehende 
Tendenzen gibt – einige verweisen auf eine weitere Eskalation, 
andere auf eine Deeskalation des Konfliktes. Diese Tendenzen 
lassen sich v.a. in vier miteinander verwobenen Themenbe-
reichen beobachten, die in diesem Artikel diskutiert werden 
sollen: 
1.	Die Auseinandersetzung zwischen der Regierung in Kiew 

und den SeparatistInnen; 
2.	Der westlich-russische Konflikt; 
3.	Die geopolitische und außenwirtschaftliche Ausrichtung der 

Ukraine;
4.	Das politische und soziale Modell der Ukraine.

1. Die innerukrainische Auseinandersetzung: 
Krieg vs. Diplomatie

Zunächst soll auf die Entwicklungen in der unmittelbaren 
kriegerischen Auseinandersetzung in der Ukraine eingegangen 
werden. Hier stellt das Abkommen „Minsk II“, das nach langen 
Verhandlungen am 16. Februar 2015 von Angela Merkel, Fran-
cois Hollande, Wladimir Putin und Petro Poroschenko präsen-
tiert wurde, einen Hoffnungsschimmer dar. Es beinhaltet einen 
Waffenstillstand, die Aufforderung zum Abzug aller auslän-
dischen Truppen und Waffen sowie Pläne zur Erhaltung der 
territorialen Integrität der Ukraine (wobei das Thema Krim 
ausgeklammert wurde). Der UNO-Sicherheitsrat bestätigte 
Minsk II mit der Resolution 2202, was andeutet, dass die Groß-
mächte für den Moment die militärisch geschaffenen Fakten 
akzeptieren. Natürlich bewegen sich die Worte des Minsker 
Abkommens nicht sehr nah an der Realität, denn die Kämpfe 
halten an und das außer-ukrainische Eingreifen bleibt beste-
hen. Doch trotzdem ist dieses Abkommen und die UN-Reso-
lution wichtige Zeichen der Deeskalation und immerhin lässt 
sich vermerken, dass Minsk II besser eingehalten wird als sein 
Vorgängerabkommen Minsk I. 

Negativ stimmt, dass beide Kriegsparteien ihre selbst aus-

gegeben Ziele nicht aufgeben 
wollen. Auf der einen Seite 
will Kiew wieder die vollkom-
mende Kontrolle über die Ostu-
kraine erlangen, was jedoch 
eher gegenteilige Effekte hat: 
je härter die sog. Anti-Terror-
Operation, desto geringer die die 
Möglichkeit eines zukünftigen 

Zusammenlebens in ein und demselben Staat. Auf der anderen 
Seite sehen sich die Aufständischen durch militärische Erfolge 
ermutigt und streben die Vergrößerung des von ihnen kontrol-
lierten Territoriums an. Wenn die Vertragsparteien von Minsk 
II dieses Abkommen ernst nehmen, müsste es gelten, klare 
Zeichen an die radikalsten KämpferInnen auf beiden Seiten 
zu senden – d.h. Moskau müsste auf die Aufständischen ein-
wirken und versuchen, sie von weiteren Gebietseroberungen 
abzuhalten und die Regierung in Kiew müsste dringend gegen 
die rechtsradikalen Freiwilligenbataillone in seinen Reihen 
vorgehen, die jegliche Art von Abkommen ablehnen und torpe-
dieren.4 Die kürzlich erfolgte Absetzung des Gouverneurs der 
Oblast Dnjepropetrowsk, Igor Kolomojskij (auf die am Ende 
dieses Artikels noch einmal eingegangen wird), der inner-
halb des Regierungslagers zu den vehementesten Befürwor-
tern einer militärischen Rückeroberung der Ostukraine zählt, 
könnte ein Zeichen in diese Richtung sein.5 Ob dies allerdings 
der Fall ist, kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht mit Sicher-
heit gesagt werden.

2. Der westlich-russische Konflikt: Neuer Kalter 
Krieg vs. Neues Vertrauen

Wie bereits angedeutet, kommt den außenstehenden Akteu-
ren im Ukraine-Konflikt eine besondere Bedeutung zu. Das 
Land ist zum Spielball der Interessen in der häufig als „Neuer 
Kalten Krieg“ bezeichneten Auseinandersetzung zwischen 
dem Westen und Russland geworden. Nach dem Ende des 
Kalten Krieges nutzten die NATO und die EU die Schwäche 
Russlands auf verschiede Weisen aus, um ihren Einfluss in 
Osteuropa und dem postsowjetischen Raum zu erweitern. Hier 
seien v.a. die NATO-Osterweiterung sowie die Europäische 
Nachbarschaftspolitik genannt. Besonders seit dem Georgien-
Krieg im Jahr 2008 reagiert Russland in zunehmend brutaler 
Art und Weise auf das westliche Vordringen, was nun in der 
Ukraine seinen vorläufigen Höhepunkt erreicht hat. Wie Klaus 
Müller betont, hat Russland „seine Entscheidung zur Anne-
xion der Krim nicht angesichts des Regierungssturzes in Kiew 
getroffen, sondern aus dessen Einordnung in eine längere Kon-
fliktgeschichte“6. 

Dies soll keineswegs eine strukturdeterministische Argumen-
tationsweise sein, in dem auf westliches Agieren ganz auto-
matisch eine bestimmte russische Reaktion folgt bzw. folgen 
muss. Dies würde, wie der Politikwissenschaftler Sebastian 
Mayer richtigerweise kritisiert, innenpolitische Vorgänge 
und ideologische Konstruktionen in der internationalen Poli-
tik ignorieren.7 Doch bei der kurzen Erklärung des russischen 
Entwicklungspfades folgt Mayer ebenfalls einer deterministi-
schen Annahme, nämlich der, dass Russland bereits seit der 
Wahl Putins zum Präsidenten im Jahr 2000 auf einen Konfron-
tationskurs mit dem Westen zusteuerte. Seit damals sei eine 
anti-westliche Feindbildkonstruktion vorangetrieben worden, 
die sich sukzessive gesteigert hätte.8 Doch so eindeutig in 
eine Richtung lief dieser Prozess nicht. Diese Argumentation 
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ignoriert, dass die ersten Regierungsjahre Putins von Annä-
herungen mit den USA9 und einigen europäischen Staaten10 
geprägt waren. Erst der Irak-Krieg und v.a. die „bunten Revo-
lutionen“ im postsowjetischen Raum, die zweite Runde der 
NATO-Osterweiterung (bei der mit den baltischen Staaten ehe-
malige sowjetische Republiken aufgenommen wurden) sowie 
die Erwägungen auch Georgien und die Ukraine in die NATO 
aufzunehmen, ließen die anti-westliche Haltung der Regierung 
erstarken und dessen Ideologie zunehmend anti-westlicher 
werden. Es ist das Zusammenwirken von äußeren und inneren 
Faktoren, welches im Fokus der Analyse Russlands und dessen 
Beziehungen zum Westen stehen muss.

Die Interventionen des Kremls in der Ukraine sollen durch 
die Feststellung, dass sie eine Reaktion auf das westliche Vor-
gehen nach dem Ende der Blockkonfrontation ist, in keiner 
Weise legitimiert werden. Es ist nur ein Hinweis darauf, dass 
solange die westliche Politik gegenüber Russland nicht umge-
stellt wird, dies als Stärkung und nicht als Schwächung der 
nationalistisch-autoritären HardlinerInnen in Russland, die 
sich u.a. auch für verstärktes Eingreifen in der Ukraine aus-
sprechen, begriffen werden muss. Der Russland-Experte Kai 
Ehlers hebt in Bezug auf die westliche Russland-Politik hervor, 
dass „Wladimir Putin, das attackierte Objekt des Informations- 
und Sanktionskrieges, [...] in dem Maße mehr Zustimmung 
[erfährt], wie  der Druck auf das Land von außen erhöht wird. 
[...] Anstelle eines russischen Maidan, entwickelt sich ein lan-
desweiter russischer ‚Anti-Maidan‘.“11 

Mit Blick auf die Ukraine, aber auch darüber hinaus wäre 
es nun wichtig, der westlich-russischen Eskalationsspirale zu 
entkommen. Falls dies nicht geschieht, ist weder eine schnelle 
Lösung des Ukraine-Konflikts in Sicht noch kann garantiert 
werden, dass keine weitere kriegerische Auseinandersetzun-
gen im postsowjetischen Raum folgen. Ein neues Vertrauen 
für zukünftige Zusammenarbeit im Interesse aller Beteiligten 
sollte den gegenseitigen Schlagabtausch ersetzen – „der Fokus 

muss von Prinzipien und Strafen zu Realismus und Kompro-
missen wechseln“12, wie der Journalist Ben Aris es formuliert. 

3. Geopolitik und Außenwirtschaft: Unsichere 
Peripherie vs. Unabhängigkeit und Neutralität

Über ein Entgegenkommen der mächtigen äußeren Kräfte im 
jetzigen Konflikt hinaus, muss sichergestellt werden, dass die 
Ukraine sich möglichst unabhängig und abseits von geopoli-
tischen Konflikten entwickeln kann. Die beste Voraussetzung 
dafür wäre eine geopolitische Neutralität und eine ökonomi-
sche Doppelorientierung. 

In Bezug auf die geopolitische Orientierung muss konstatiert 
werden, dass ein funktionierender ukrainischer Staat nicht über 
eine einseitige Westbindung hergestellt werden kann, denn 
eine Annäherung zwischen den Regionen ist nur im Falle einer 
außenpolitisch neutralen Stellung möglich. Dies würde auch 
der gespaltenen Meinung der Bevölkerung Rechnung tragen.13 
In erster Linie sollte auf eine NATO-Mitgliedschaft verzichtet 
werden, um die Möglichkeit von friedlichen Beziehungen mit 
Russland nicht vollkommen auszuschließen. Dies muss keine 
außenpolitische Isolierung bedeuten, sondern könnte das Land 
zu einem wichtigen Vermittler im postsowjetischen Raum 
machen.

Neben der sicherheitspolitischen Westbindung haben sich 
Präsident Poroschenko und die Regierung unter Premiermi-
nister Arsenij Jazenjuk der ökonomischen Annäherung an die 
EU verschrieben. Die Einseitigkeit auf diesem Gebiet wird 
ebenfalls negative Konsequenzen nach sich ziehen. Die wirt-
schaftliche Bindung nach Westen kann höchstens für den pri-
mären Sektor Vorteile bringen, die Industrieerzeugnisse (z.B. 
Maschinen, Flugzeuge, Fahrzeuge), die hauptsächlich nach 
Russland gingen, sind auf europäischen Märkten nicht kon-
kurrenzfähig.14 Was droht ist also eine zunehmende Deindu-
strialisierung des Landes, mit dem ein zusätzlicher Verlust 

Ukrainische Armee bei Slawansk. Foto: Sasha Maksymenko/Flickr
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an ökonomischer Unabhängigkeit einhergehen dürfte.15 Eine 
Rückkehr zum Handel mit Russland wäre für den Moment die 
einzige Möglichkeit, den Niedergang vieler Wirtschaftszweige 
zu verhindern. 

4. Politik- und Sozialmodell: Oligarchie vs. 
Umverteilung und Demokratie

Im Schatten des Krieges und der geopolitischen Auseinan-
dersetzungen spielt die soziale Entwicklung in der Ukraine 
eine untergeordnete Rolle in der Berichterstattung über das 
Land. Schon vor dem Beginn der Maidan-Proteste im Winter 
2013 und dem Sturz der Regierung von Wiktor Janukowitsch 
am 21. Und 22. Februar 2014, war die ökonomische Situa-
tion der Ukraine katastrophal. Eine Statistik des Wirtschafts-
magazin „The Economist“ zeigt dies anschaulich. Wenn das 
BIP des Jahres 1992, also das Jahr des Zusammenbruchs der 
Sowjetunion, mit 100 indexiert wird, so kommt die Ukraine 
im Jahr 2013 gerade einmal auf 50 (Russland käme auf 130, 
Weißrussland auf 265).16  Seit der bereits sehr schwierigen 
Zeit nach dem Ende der UdSSR, machte die Ukraine weitere 
große Einbußen: Die Stahlproduktion liegt nur noch bei 43 % 
im Vergleich zu 1991, die Stromproduktion bei 70 %, Entwick-
lungs- und Forschungsabteilungen haben 2/3 ihrer Kapazitä-
ten verloren.17 Doch diese Talfahrt scheint sich nun, nach dem 
Maidan-Umsturz und dem Beginn des Krieges, noch weiter 
fortzusetzen: 2014 schrumpfte die ukrainische Wirtschaft um 
7 % und für 2015 sind weitere 6 % vorausgesagt.18 

Für die Verschärfung der Krise muss nun die Mehrheit der 
Bevölkerung aufkommen, ganz so wie es die ukrainische 
Regierung dem Internationalen Währungsfond im Gegenzug 
für dessen Kredite versprochen hat. Mit Rentenkürzungen, dem 
Einfrieren des ohnehin geringen Mindestlohns, Lohnkürzun-
gen im öffentlichen Sektor und erhöhten Energiepreisen soll 
das Geld dort geholt werden, wo es ohnehin kaum vorhanden 
ist. Demgegenüber steht weiterhin eine enorme Konzentration 
von Reichtum in den Händen weniger, d.h. in den Händen der 
ukrainischen Oligarchie.19 Während die 50 reichsten Personen 
der USA ein Vermögen besitzen, das 4 % des Sozialproduktes 
ausmacht und die gleiche Rechnung in Russland 18 % ergibt, 
beläuft sich das Vermögen der 50 reichsten UkrainerInnen auf 
47 % des Sozialproduktes.20 

Ebenso wie die Wirtschaft, wird auch die Politik des Landes 
von der Oligarchie bestimmt. Die Maidan-Proteste wendeten 
sich u.a.  auch gegen diese Herrschaft der Oligarchie, doch es 

muss konstatiert werden, dass diese Forderungen ins Leere 
gelaufen sind. Der neue Präsident Petro Poroschenko, selbst 
Oligarch, sorgte gemeinsam mit seinen MitstreiterInnen für 
eine Kontinuität des bisherigen, korrupten Modells, in dem 
Geschäftsdeals direkt auf höchster politischer Ebene verhan-
delt werden. Zu Recht wird vor diesem Hintergrund vielfach 
kritisiert, in der Ukraine habe lediglich ein „Oligarchenwech-
sel“ stattgefunden.21 

Kürzlich, am 25. März 2015, wurde deutlich, dass Poro-
schenko, der sich inmitten des ukrainischen Chaos gegenüber 
der eigenen Bevölkerung sowie gegenüber seinen westlichen 
Verbündeten als Garant für Stabilität präsentiert, sogar sein 
eigenes Lager nicht unter Kontrolle hat. Der Journalist Uwe 
Klußmann war sogar der Auffassung, dass „die Ukraine am 
Rande eines weiteren bewaffneten Konflikts [stand]. Diesmal 
nicht mit prorussischen Rebellen, sondern zwischen Anhängern 
des Regierungslagers.“22 Hintergrund war ein Beschluss des 
ukrainischen Parlaments vom 18. März 2015, dass das Quorum 
bei Gesellschaftsversammlungen in vom Staat kontrollierten 
Unternehmen von 60 auf 51 % abgesenkt werden sollte. Dies 
zielte speziell auf das Energieunternehmen UkrNafta ab, in 
dem Milliardär Igor Kolomojskij mit einer Sperrminorität von 
43 % eine starke Kontrolle ausübte.

Doch Kolomojskij war gleichzeitig auch Gouverneur der 
Region Dnjepropetrowsk, nicht weit von den Rebellengebieten 
entfernt, wo er mit einer – von faschistischen Kräften domi-
nierten – Privatarmee jegliche pro-separatistischen Tendenzen 
brutal unterdrücken lässt und damit eine wichtige Position 
im sog. Anti-Terror-Kampf Kiews einnimmt. Die gegen ihn 
gerichtete Entscheidung des Parlaments beantwortete Kolo-
mojskij damit, dass er bewaffnete Trupps in die Konzernzen-
trale von UkrNafta schickte und deutliche Drohungen gegen 
die Regierung ausstieß.23 Er signalisierte, innerhalb von Stun-
den mehr als 2.000 Soldaten in die Straßen Kiews schicken zu 
können.24

Im Ergebnis wurde Kolomojskij als Gouverneur von Dnje-
propetrowsk abgesetzt. Nachdem es kurzzeitig den Anschein 
hatte, als würde es zur offenen Konfrontation zwischen Poro-
schenko und Kolomojskij kommen, scheint es nun, dass eine 
Einigung erzielt worden ist.25 Diese besagt, dass der Kolo-
mojskij sich aus der Politik heraushält und dafür wirtschaftlich 
nicht angegriffen wird.26 Doch insgesamt ist dieser Frieden 
brüchig und zudem stellt sich die Frage, ob es zukünftig zu 
weiteren oligarchischen Auseinandersetzungen kommt, zum 
Beispiel zwischen der Regierung und dem reichsten Ukrai-
ner, Rinat Achmetow.27 Neben dem Krieg zwischen Kiew und 
den SeparatistInnen, scheinen mit dieser Art von inneroligar-
chischen Auseinandersetzungen weitere Eskalationsfronten 
geschaffen zu werden. 

Anstatt des Machtgerangels der Oligarchie abseits von demo-
kratischen Normen, würde die Ukraine ein sozialeres Wirt-
schafts- und Gesellschaftsmodell benötigen, das den Reichtum 
der herrschenden Klasse beschneidet. Zudem müsste der 
Zugang zu den politischen Institutionen des Landes für breitere 
Teile der Gesellschaft ermöglicht werden, in dem die Oligar-
chie von ihren Schaltstellen entfernt wird. Forderungen dieser 
Art waren sowohl auf dem Maidan, als auch in Reihen der 
separatistischen Gebiete zu vernehmen. In Kiew als auch in 
Moskau wird jedoch sorgsam darauf geachtet, dass diese Aus-
richtungen nicht hegemonial werden. Stattdessen kanalisiert 
sich der Unmut auf beiden Seiten in jeweils gegen den anderen 
gerichtete Nationalismen. Würde es gelingen, soziale, anti-
oligarchische Forderungen über die Kriegsgrenzen hinweg zu 

Vermögen der reichsten ukrainischen 
Oligarchen (in Mio. Dollar)

Rinat Achmetow 6.900

Wiktor Pintschuk 1.500

Ihor Kolomojskyj 1.400

Hennadij Boholjubow 1.300

Jurij Kosiuk 1.100

Vadim Novinsky 790

Olexandr Jaroslawskyj 774

Petro Poroschenko 750

Kostyantyn Zhevago 735

Serhij Tihipko 686

Quelle: http://forbes.ua/ratings/1 (Stand: April 2015)
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formulieren, so könnten Perspektiven für eine Deeskalation 
und ein zukünftiges Zusammenleben in der Ukraine geschaf-
fen werden.28 
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